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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 14<> November 1968 
unter Mitwirkung des Senatspräsidenten Dr. Pagendarm 
sowie der Bundesrichter Dr. Arndt, Dr. Beyer, Gähtgens
und Keßler
für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin Eugenie Segen,
das Urteil des 6C Zivilsenats des Oberlandesge­
richts Stuttgart vom 10. Mai 1966 - an Verkündungs 
Statt am 21. und 23» Mai 1966 zugestellt - wird 
zurückgewiesen.

Diese Klägerin hat die Kosten des Revisionsrechts­
zuges zu tragen.

Von Rechts wegen

Tatbestand^

Die Parteien sind Geschwister und Kinder der 
inzwischen verstorbenen Eheleute Max und Berta 
aus W ä m m |  im Kreise Göppingen. Der Vater der 
Parteien war Alleinerbe ihrer im Jahre 1958 verstor­
benen Mutter. Der Vater verstarb am 2. März 1962. Nach 
einem gemeinschaftlichen notariellen Testament vom 
20. Pebruar 1958 war die Beklagte als Alleinerbin 
derart eingesetzt, daß sie den landwirtschaftlichen 
Besitz zu dem vom Landwirtschaftsamt im Rahmen des 
§ 2312 BGB festzustellenden Ertragswert übernehmen



könne; daneben hatten die Eltern ihre Tochter Eugenie, 
die jetzige Klägerin, mit einem Vermächtnis in Höhe des 
gesetzlichen Pflichtteils bedacht, der aber um 50 $ zu 
erhöhen war, während die andere Tochter Helene nur den 
Pflichtteil erhalten sollte. Ferner bestimmte das 
Testament gewisse Beträge, die auf das Vermächtnis und 
den Pflichtteil anzurechnen waren.

Die Klägerin macht das im Testament für sie ausge­
setzte Vermächtnis geltend, wobei sie den Verkehrswert 
des Nachlasses zugrundelegt, weil die WertbeStimmung 
des Testamentes nicht maßgebend sei, da die hinterlas- 
senen Grundstücke kein "Landgut” im Sinne des § 2312 BGB 
mehr dargestellt hätten. Der Grundbesitz hätte beim Erb­
fall mindestens einen Wert von 190.000 DM gehabt, da ein 
Teil schon Bauerwartungsland geworden sei. Die Klägerin 
hat danach unter Berücksichtigung anrechnungspflichtiger 
Zuwendungen und einer erhaltenen Teilzahlung von
2.500 DM ihre Restforderung auf 49.271 DM errechnet und 
im ersten Rechtszug beantragt, die Beklagte zur Zahlung 
dieses Betrages nebst Zinsen zu verurteilen.

Die Beklagte hat Klagabweisung beantragt und vor­
getragen: Der Besitz der Eltern habe bis zum Erbfall den 
Charakter eines Landgutes nicht verloren gehabt, weil 
die Aufnahme der Bewirtschaftung jederzeit wieder mög­
lich gewesen sei. Deshalb seien für die Berechnung der 
Pflichtteile und des Vermächtnisses der Klägerin die 
vom Landwirtschaftsamt Göppingen und vom Forstamt Lorch 
ermittelten Ertragswerte - und nicht die Verkehrswerte - 
von zusammen (22.850 + 14*400 =) 37.250 DM maßgebend. 
Danach hätte die Klägerin nur noch 8.327,25 DM ver­
langen können.
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Das Landgericht hat angenommen, daß die Nachlaß­
grundstücke beim Erbfall kein Landgut mehr dargestellt 
hätten, so daß für die Berechnung sowohl des Pflicht­
teils als auch des Vermächtnisses der Klägerin der Ver- 
kehrswert zugrundezulegen sei, da das Vermächtnis der 
Klägerin nach dem Pflichtteil bemessen worden sei und 
sie besser gestellt werden sollte als ihre Schwester.
Der Verkehrswert der Grundstücke habe nach den einge­
holten Gutachten 184»900 DM betragene Das Landgericht 
hat danach den restlichen Vermächtnisanspruch der Klä­
gerin unter Berücksichtigung der Ausgleichspflicht, 
ihrer Nachlaßschulden, gewisser Zinsen und der geleiste­
ten Teilzahlung auf noch 48.632,05 DM errechnet und die 
Beklagte zur Zahlung dieses Betrages nebst Zinsen ver­
urteilt«

Im Berufungsrechtszug hat die Beklagte ihren Ab­
weisungsantrag weiterverfolgt, aber der Klägerin den 
errechneten Restbetrag von (8.327,25 - 2.500 =)
5o827925 DM-am 30. April 1965 gezahlt; insoweit haben 
die Parteien den Rechtsstreit für erledigt erklärt. Das 
Oberlandesgericht hat der Berufung der Beklagten teil­
weise stattgegeben und die Beklagte nur zur Zahlung von 
noch 26.286,65 DM nebst Zinsen verurteilt.

Dagegen richtet sich die Revision der Klägerin, 
mit der sie ihre im Berufungsrechtszug gestellten An­
träge weiterverfolgt. Die Beklagte beantragt, die Re­
vision zurückzuweisen.
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^tscheidungsjgründe.:

I.

3>as Berufungsgericht hat seine Entscheidung im 
wesentlichen mit folgenden Erwägungen begründet:

Die Anordnung des Erblassers, daß für die Berech­
nung des Pflichtteils der Ertragswert zugrundezulegen 
sei, sei nicht maßgebend, weil eine solche Anordnung 
nur zulässig sei, wenn zum Nachlaß ein "Landgut" ge­
höre o Zur Zeit des Erbfalls sei die Besitzung aber kein 
Landgut mehr gewesen. Von der Hofstelle sei seit vier 
Jahren keine Landwirtschaft mehr betrieben und die ver­
schiedenen verpachteten Grundstücke seien nicht mehr 
zu einer Wirtschaftseinheit zusammengefaßt gewesen. Bas 
sei nicht nur ein vorübergehender Zustand gewesen, da 
an eine Fortführung auch durch die Erbin nicht gedacht 
gewesen oder sie nicht möglich gewesen sei. Deshalb sei 
für die Berechnung des Pflichtteils der Verkehrswert 
maßgebend.

Die Auslegung des Testamentes ergebe, daß die Klä­
gerin mit einem Vermächtnis bedacht sei, das in Be­
ziehung zum Pflichtteil gesetzt wäre,wobei sich die 
Erblasser einen Betrag vorgestellt hätten, wie er sich 
unter Zugrundelegung des Ertragswertes der Grundstücke 
ergeben würde. Zwar seien derartige Wertbestimmungen 
durch den Erblasser für die Berechnung des Pflichtteils 
(mit Ausnahme bei Landgütern) nicht maßgeblich, doch 
sei eine solche Anordnung bei einem Vermächtnis zuläs-
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sig. Das führe hier dazu, daß der Wert des Vermächtnisses 
der Klägerin geringer sei als der nach dem Verkehrs wert 
berechnete Pflichtteilsanspruch der anderen Schwester 
Helene, obwohl nach dem Wortlaut des Testamentes die 
Klägerin mehr erhalten sollte als die Schwester Helene•
Die Eltern hätten aber in erster Linie die Beklagte be­
günstigen wollen; deshalb erscheine es ausgeschlossen, 
einen hypothetischen Willen der Erblasser dahin anzuneh- 
raen, daß nun doch die Klägerin mehr hätte erhalten sollen. 
Die Klägerin habe aber einen Anspruch auf Ergänzung ihres 
Vermächtnisses bis zur Höhe des Pflichtteils, weil das 
Vermächtnis nun ihren Pflichtteil nicht erreiche-.

Der Verkehrswert für die landwirtschaftlichen Grund­
stücke mit Gebäuden habe nach der Beweisaufnahme rd«, 
170o500 DM und für die Waldgrundstücke 14»400 DM betragene 
Das ergebe eine Pflichtteilsforderung der Klägerin von 
33c369,10 DM» Unter Berücksichtigung der Zahlung und ge­
wisser Zinsen ergebe sich dann eine Restforderung der 
Klägerin von 26.286,65 DM.

II.

1. Die Revision greift nur die Erwägungen des Be­
rufungsgerichts über die Auslegung des Testaments und 
die Berechnungsvorschriften an,

Sie meint, es sei ganz unwahrscheinlich, daß die 
Erblasser sich unter dem Pflichtteil der beiden Schwestern 
verschiedene Größen vorgestellt hätten; eine solche Aus­
legung sei rechtlich kaum möglich. Das Testament sei das
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geistige Erzeugnis des Notars» Dieser und damit die Erb­
lasser hätten sehr wohl mit der Möglichkeit gerechnet, 
daß aus rechtlichen Erwägungen der Pflichtteil nach dem 
Verkehrswert zu berechnen sei; trotzdem hätten sie auch 
für diesen Pall nicht angeordnet, daß die 50 %ige Erhöhung 
für die Klägerin entfallen solle. Diese Erwägung sei vom 
Berufungsgericht nicht erörtert, mindestens hätte es dann 
von seinem Pragerecht Gebrauch machen müssen, worauf die 
Klägerin den Notar als Zeugen benannt hätte»

2o Die Rüge greift nicht durch»

Die Auslegung eines Testaments gehört grundsätzlich 
in den Aufgabenbereich des Tatrichters» Das Revisionsge­
richt darf sie nur daraufhin überprüfen, ob sie durch 
Rechtsfehler beeinflußt ist» Dazu gehört die Prüfung, 
ob die Auslegung nach den Denkgesetzen oder Erfahrungs­
sätzen möglich ist, ob der Tatrichter den Sachverhalt 
vollständig gewürdigt sowie die Auslegungsregeln und 
Verfahrensvorschriften fehlerfrei angewandt hat»

Fehler in dieser Richtung sind nicht ersichtlich»

Bei der Auslegung einer nicht eindeutigen letzt­
willigen Verfügung ist der wahre Willen des Erblassers 
zu berücksichtigen, wobei aber auch Umstände außerhalb 
der Urkunde herangezogen werden können, insbesondere die 
Aussage des beurkundenden Notars» Die Auslegung findet 
ihre Grenze aber stets darin, daß der Wille des Erblas­
sers in der Urkunde irgend einen - wenn auch noch so 
unvollkommenen - Ausdruck gefunden haben muß, und die 
Auslegung dem Wortlaut der Urkunde nicht geradezu
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widersprechen darf. Das gilt auch für die ergänzende und 
berichtigende Auslegung, für die ein hypothetischer Wille 
des Erblassers zu ermitteln ist.

Das Berufungsgericht hat das alles erwogen. Es hat 
insbesondere das Problem erkannt, nachdem das zum Nachlaß 
gehörige Grundstück nicht mehr als Landgut betrachtet 
Vierden konnte, errechnete sich der Pflichtteil nicht 
mehr nach dem Ertragswert, sondern nach dem Verkehrs­
wert, während das Vermächtnis kraft der testamentari­
schen Anordnung weiterhin nach dem Ertragswert zu bemessen 
war. Das führte dazu, daß die Klägerin als Vermächtnis 
bei dieser Berechnungsart weniger oder jedenfalls nicht 
mehr als ihre Schwester Helene als deren Pflichtteil er­
hielt, obwohl :sie nach dem Wortlaut des Testamentes mehr 
erhalten sollte« Irrig ist der Vortrag der Revision, nun 
seien sogar die Pflichtteile der beiden Schwestern ver­
schieden. Denn die Pflichtteile sind jetzt gerade für 
beide Schwestern gleich, weil beide nach dem Verkehrs­
wert und nicht nach dem Ertragswert errechnet werden; 
die Abweichung liegt nur darin, daß das Vermächtnis für 
die Klägerin geringer ist als der Pflichtteil der 
Schwester Helene, obwohl nach dem Wortlaut des Testa­
mentes das Vermächtnis größer sein sollte als der Pflicht­
teil .

Der Vortrag der Revision, der Notar habe das alles 
bedacht, ist in dieser Form unerheblich, weil es auf den 
Willen des Erblassers und nicht des Notars ankommt« Er­
heblich wäre der weitere Vortrag, auch die Erblasser 
hätten nach Belehrung durch den Notar diese Entwicklung 
als möglich bedacht und für diesen Fall das Vermächtnis
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für die Klägerin dahin gewollt, daß auch für sie hei 
Errechnung ihres Vermächtnisses nun der Verkehrswert 
zugrundezulegen sei* wie es das Landgericht angenommen 
hato Las Berufungsgericht hat einen solchen Willen der 
Erblasser jedoch nicht festgestellt, sondern geht im 
Gegenteil davon aus, daß die Erblasser daran gerade 
nicht gedacht hätten, denn es setzt sich sogleich mit 
dem hypothetischen Willen auseinander• Lie Revision be­
hauptet insoweit nicht, daß Beweisanträge übergangen 
seien, sondern rügt nur eine Verletzung des Fragerechts<> 
Liese Rüge ist unbegründete Lenn das Fragerecht ist nur 
verletzt, wenn es sich für den Tatrichter aufdrängte, 
daß die Partei in bestimmter Richtung zu belehren war» 
Hier drängte sich eine solche Notwendigkeit der Ausübung 
eines Fragerechts nicht auf«. Es handelte sich um ein 
Testament, das ein Bauer und seine Frau vor einem Notar 
errichtet hatten und das rechtliche Begriffe sowie 
Paragraphen erwähnte; dann durfte der Tatrichter zwar 
davon ausgehen, daß die entscheidenden Formulierungen 
vom Notar stammten und daß die Erblasser eine allge­
meine Belehrung über die Bedeutung ihrer Erklärungen 
erhalten hatten, doch war nicht anzunehmen, daß die 
Erblasser auch über fernliegende und rechtlich schwie­
rige Entwicklungen belehrt waren. Lafür sprach schon, 
daß der Notar, wenn er selbst wirklich diese Möglich­
keit erkannt hatte, durch einen einfachen Zusatz für 
Klarheit hätte sorgen können, Labei durfte das Beru­
fungsgericht berücksichtigen, daß der Notar, der das 
Testament beurkundet hatte, die Beklagte im Berufungs­
recht szug als Anwalt vertrat und noch jetzt für seine 
Partei vortrug, der Grundbesitz der Erblasser sei beim 
Erbfall doch noch ein Landgut gewesen. Dabei verwertete
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er erkennbar seine frühere Auffassung sowie seine jetzige 
Kenntnis von den damaligen Vorgängen» Er trug jedoch nicht 
vor, die Erblasser hätten mit der Möglichkeit gerechnet, 
daß entgegen dem Wortlaut des Testamentes der Verkehrs- 
wert und nicht der niedrige Ertragswert zugrundezulegen 
sein würde; er verwies insoweit ebenfalls nur auf einen 
hypothetischen Willen der Erblasser» Das Berufungsgericht 
brauchte bei dieser Prozeßlage nicht von sich aus die 
durch einen Anwalt vertretene Klägerin zum Beweisantritt 
aufzufordern, so daß ein Verfahrensverstoß nicht ersicht­
lich ist»

Sonst zeigt die Auslegung des Berufungsurteils 
keinen Rechtsfehler. Es hat sich mit dem gesamten Inhalt 
des Testamentes auseinandergesetzt, aber unter Verwer­
tung des Prozeßstoffes durchaus einleuchtend die Über­
zeugung gewonnen, daß in erster Linie die Beklagte durch 
Bezugnahme auf den Ertragswert habe begünstigt werden 
sollen, während die Bevorzugung der Klägerin vor ihrer 
Schwester Helene nur in zweiter Linie in Betracht ge­
kommen sei» Damit legt das Berufungsgericht das Testa­
ment dahin aus, daß die Klägerin ein ihren Pflichtteil 
übersteigendes Vermächtnis nur dann erhalten sollte, 
wenn die Berechnung der Pflichtteile sich nach dem Er­
tragswert richtete. Das war eine mögliche Auslegung, 
die aus Rechtsgründer - nicht zu beanstanden ist»



Die Revision muß daher, da sonstige Rechtsfehler 
weder gerügt noch erkennbar sind, mit der Kostenfolge 
des § 97 ZPO zurückgev/iesen werden,

Dr, Pagendarm Dr. Arndt
Gähtgens Keßler

Dr» Beyer
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